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Erinnern wir uns einmal an die Bil-
der von Menschen, die vor Flüchtlings-
unterkünften Willkommensschilder 
hoch- hielten und die Flüchtlinge be-
grüßten. Eine breite Welle der Hilfsbe-
reitschaft ging durchs Land und so 
konnte unkompliziert Hilfe geleistet 
und die Menschen mit Kleidung, Spiel-
zeug und anderen Dingen versorgt 
werden.

Wer hätte gedacht, dass der Flücht-
lingsstrom nach Mitteleuropa nicht ab-
reißen würde und wir jeden Tag aus 
dem politischen Berlin neue Zahlen er-
halten. Der Winter steht vor der Tür und 
wir müssen dafür sorgen, dass die Asyl 
suchenden Menschen winterfeste Un-
terkünfte erhalten. Für viele Kommunen 
eine scheinbar nicht lösbare Aufgabe.

Auf der anderen Seite steht die Ab-
arbeitung der Asylanträge. Die zustän-
digen Stellen sind völlig überlastet und 
die Menge der Anträge ist scheinbar 
nicht zu bewältigen. Schon vor der 
neuen Flüchtlingswelle lag die Dauer 
der Asylverfahren in Hessen bei durch-
schnittlich fünf Monaten. Zusätzliches 
Personal ist dringend erforderlich, aber 
auf die Schnelle nicht zu bekommen. 
Unkonventionelle Wege müssen be-
schritten werden, um das Nötigste zu 
erledigen! Die temporäre Beschäfti-
gung von Polizeipensionären kann nur 
eine flankierende, vor-übergehende 
Maßnahme sein. Ziel muss es sein, wie-
der so viel Personal im öffentlichen 
Dienst in Hessen einzustellen, damit 
personelle Engpässe nicht mehr vor-
kommen!

An Orten, wo Menschen unterschied-
licher Herkunft und Religion auf eng-
stem Raum zusammenleben, kommt es 
oft zu Spannungen zwischen den ver-
schiedenen ethnischen Gruppen, die 
allzu oft in Kriminalität münden. Jetzt ist 
die Polizei gefordert und muss nach 
rechtsstaatlichen Grundsätzen handeln!

Diese zusätzliche Belastung wird der 
Polizei aufgebürdet. Jeder weiß, dass 
wir uns schon jetzt am Rande des perso-
nellen Kollapses befinden.Schon seit ei-

Im Alltag angekommen: Belastungen der  
Polizei steigen zusehends, deshalb müssen  

wir neue wege gehen
niger Zeit mahnen wir als GdP, dass die-
ser Zustand nicht so weitergehen darf, 
und dass ungeahnte  Folgen für jeden 
einzelnen Polizeibeschäftigten nicht 
auszuschließen sind.

Belastungsgrenzen sind überschrit-
ten! Vor knapp zehn Jahren hat die da-
malige CDU-geführte Landesregierung 
die Arbeitszeit der Landesbeamtinnen 
und -beamten auf bis zu 42 Wochen-
stunden heraufgesetzt. Bundesweit ist 
dies die höchste Wochenarbeitszeit! 
Trotz dieser einmalig hohen Wochenar-
beitszeit schiebt die hessische Polizei 
nach wie vor drei Millionen Überstun-
den vor sich her. An einen nennenswer-
ten Abbau ist nicht zu denken – schon 
gar nicht durch Freizeitausgleich! Die 
finanzielle Vergütung der einzelnen 
Mehrarbeitsstunden entspricht nicht 
dem durchschnittlichen Anteil des Ge-
haltes, sondern ist ein deutlich abge-
speckter Betrag, der noch in drei Stufen, 
für mittleren, gehobenen und höheren 
Dienst, gestaffelt ist. Lässt sich eine Kol-
legin/ein Kollege Mehrarbeitsstunden 
finanziell vergüten, tritt spätestens dann 
Ernüchterung  ein, wenn man im Ge-
haltsnachweis den ausgezahlten Betrag 
für 50, 100 oder 200 Stunden sieht. Die 
finanzielle Vergütung von Mehrarbeit 
schafft nicht den erforderlichen Belas-
tungsausgleich! 

Was müssen die aktiven hessischen 
Polizeibeamtinnen und -beamten den-
ken, wenn sie den Wert einer Mehrar-
beitsstunde mit den 25 Euro Stunden-
lohn vergleichen, die pensionierte Poli-
zeibeschäftigte erhalten, die derzeit die 
Regierungspräsidien unterstützen?

Mehrarbeitsstunden sind der Motor, 
der das „Fahrzeug“ Polizei noch am 
Laufen hält. 

Zunehmende Mehrarbeitsstunden 
sind aber nicht das Einzige, was sich ne-
gativ auf die Beschäftigten auswirkt. 
Die am Koalitionstisch verordnete Null-
runde für dieses Jahr ist der deutliche 
Ausdruck negativer Wertschätzung ge-
genüber den hessischen Polizeibeam-
tinnen und -beamten.

Wenig Chancen auf Beförderungen! 
Die beruflichen Aufstiegschancen sind 
ebenfalls nicht die besten. Seit der Voll-
endung der zweigeteilten Laufbahn 
sind immer noch dreiviertel der hessi-
schen Polizeibeamtinnen und -beamten 
in der A 10, dem Eingangsamt der Poli-
zeilaufbahn. Hebungsprogramme wa-
ren und sind nur immer wieder ein 
Tropfen auf dem heißen Stein. Mit den 
wenigen Möglichkeiten können nicht 
einmal alle Funktionsdienstposten ent-
sprechend ihrer Bewertung berücksich-
tigt werden. Welche Chancen eigentlich 
haben diejenigen, die in den Basis-
dienststellen bei S und K Dienst verse-
hen?

Neben reellen Beförderungschancen 
für alle Bereiche der hessischen Polizei 
ist es nach 15 Jahren an der Zeit, diese 
strukturell weiterzuentwickeln. Denn 
zweigeteilt heißt, dass ausreichend wer-
tige Planstellen (im gehobenen  und hö-
heren Dienst) zur Verfügung stehen. 
Auch die Anzahl der Planstellen im hö-
heren Dienst müssen in der Anzahl so 
viele sein, dass man letztendlich von ei-
ner echten zweigeteilten Laufbahn 
sprechen kann. Die derzeitige Realität 
sieht so aus, dass die Beschäftigten in 
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den Eingangsämtern hängen bleiben 
und keine Aufstiegschancen haben.

Aber auch bei unseren Tarifbe-
schäftigten ist die berufliche Wert-
schätzung seit Jahren schon nicht 
mehr vorhanden. Zwar gab es mit der 
Inkraftsetzung der neuen Entgeltord-
nung anpassungsbedingte neue Ein-
gruppierungen, die jedoch nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass alle Tarif-
beschäftigten in der Polizei gemäß 
ihren Tätigkeiten richtig und ange-
messen einzugruppiert sind. Seit dem 
Landesdelegiertentag in Marburg 
2014 fordert die GdP die Schaffung ei-
nes eigenen Berufsbildes, des/der Po-
lizeifachangestellten! Tarifbeschäftig-
te sind seit Jahrzehnten in die polizei-
liche Sachbearbeitung eingebunden 
und aus dieser nicht mehr wegzuden-

ken. Mittels permanenter Qualifizie-
rung sollen auch die Tarifbeschäftig-
ten für die neuen Kriminalitätsphäno-
mene vorbereitet werden. Ebenso 
muss ein eigenständiger Ausbil-
dungsberuf für einen Polizeifachan-
gestellten geschaffen werden. 

Auch die ehemaligen Polizeibeschäf-
tigten, die Versorgungsempfänger dür-
fen nicht vergessen werden. Auch sie 
müssen an den Gehaltssteigerungen 
teilhaben und dürfen nicht von der 
Einkommensentwicklung abgekoppelt 
werden. Gerade die jetzige Maßnahme 
der Unterstützung bei der Flüchtlings-
problematik zeigt, wie verbunden sie 
noch mit dem Polizeiberuf sind. Sie dür-
fen nicht länger als ein weiteres poten-
zielles Sparresservoire betrachtet wer-
den.

Zukunft! Im jetzigen, in den Land-
tag eingebrachten Haushaltsentwurf 

sind einige positive Maßnahmen für 
die Polizei enthalten. Diese sind als 
erste Signale wichtig, aber bei Wei-
tem nicht ausreichend. Die politisch 
Verantwortlichen müssen endlich er-
kennen, dass der Polizeiberuf in Hes-
sen stark an Attraktivität verloren 
hat!  Strukturelle Maßnahmen müssen 
ergriffen werden, damit es auch in 
Zukunft wieder attraktiv ist, bei der 
hessischen Polizei Dienst zu tun.

Zusammenarbeit! Vor wenigen Wo-
chen wurde der 25te Jahrestag der 
deutschen Wiedervereinigung in 
Frankfurt am Main gefeiert. Die Wie-
dervereinigung hat uns gelehrt, dass 
man Großes, trotz der vielen Problem-
stellungen, nachhaltig leisten kann. 
Warum gehen wir es nicht nachhaltig 
auch für unsere hessische Polizei an, 
Herr Innenminister Beuth?

Ewald Gerk

1„Die Landesregierung richtet im 
Innenministerium eine „Task Force“ 
für Flüchtlinge ein. Einer ihrer Haupt-
aufgaben: Die „schnellere Rückfüh-
rung von Bewerbern, die in der Regel 
mangels Asylgrund vom Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
nicht anerkannt werden“. 

In der Flüchtlingspolitik hat die 
hessische Landesregierung eine 
„Task Force“ im Innenministerium 
eingerichtet. Die Experten aus Minis-
terien, dem zuständigen Regierungs-
präsidium und anderen Stellen sollen 
die Politik in diesem Bereich koordi-
nieren.  Dabei geht es nach Angaben 
der Regierung unter anderem um die 
„schnellere Rückführung von Bewer-
bern, die in der Regel mangels Asyl-
grund vom Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge nicht anerkannt wer-
den“. 

Gemeint sind damit Flüchtlinge 
aus dem Kosovo und Albanien, von 
denen nur wenige Asyl erhalten.  Au-
ßerdem befasse sich die „Task Force“ 
unter Leitung des Innen-Staatssekre-
tärs Werner Koch (CDU) mit der Fra-

Justiz, Polizei, Feuerwehr und Rettungskräfte  
geraten an ihre (personelle) Grenzen!

ge, wie Liegenschaften zur Unter-
bringung von Flüchtlingen gefunden 
werden können. Auch um die ärztli-
che Versorgung der Asylbewerber 
gehe es, ließ das Sozialministerium 
wissen. Koch werde den Einsatz von 
Personal koordinieren!“

Mithin hat das Innenministerium 
gehandelt: per Erlass vom 10. August 
2015 wurde verfügt, dass die in den 
letzten fünf Jahren pensionierten Po-
lizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten angeschrieben wer-
den sollen, was zwischenzeitlich auch 
geschehen ist, ob diese sich eine Be-
schäftigung im Landesdienst, mit 
Schwerpunkttätigkeit HEAE in Mit-
telhessen und deren zwischenzeitlich 
eingerichteten Außenstellen, vorstel-
len könnten.   

 2„Pensionierte Polizeivollzugsbe-
amte, die in den vergangenen Jahren 
in den Ruhestand versetzt wurden, 
werden durch die Behörden ange-
schrieben. Bei dieser Gruppe soll an-
gefragt werden, ob sie sich vorstellen 
können, die Flüchtlingseinrichtungen 
be i Ihrer Arbeit zu unterstützen. Es 
würde ein Vertrag geschlossen und 
die Bezahlung wäre an die Arbeits-
zeit gebunden. Eine Fahrentschädi-
gung gibt es voraussichtlich nicht. 
Die genaue Vertragsgestaltung er-
folgt fallabhängig (Minijob, Arbeits-

vertrag oder ähnliches), Stundensatz 
bis zu 25 Euro. Der Vertragsabschluss 
erfolgt durch die Bedarfsdienststelle, 
z.B. Regierungspräsidium Gießen.“ 
Mittlerweile haben sich über 100 
pensionierte ehemalige Polizeivoll-
zugsbeamte für diese Tätigkeiten ge-
meldet.

 3„Dicht gedrängt in der voll be-
legten Realität“ 

titelt der Wiesbadener Kurier in 
seiner Ausgabe auf Seite fünf im Au-
gust. Nachdem wir nunmehr zum 
zweiten Mal die Gelegenheit wahr-
genommen hatten, die Polizeidirekti-
on Gießen und das durch Polizeivoll-
zug unterstütze Regierungspräsidium 
Gießen, Dezernat 23, aufzusuchen, ist 
die „voll belegte Realität“ Gewiss-
heit!4  Die Übersichtslandkarte der 
Unterbringungsstätten in Hessen 
macht es deutlich.

Die zentrale Stelle in Gießen 
(HEAE) im dortigen Meisenbornweg 
als auch die ehemalige US-Kaserne in 
der Rödgener Straße sind bereits über 
den Kapazitätsgrenzen. Anfang Ok-
tober 2015 leben knapp 19.000 Men-
schen in den Lagern, die das Land 
verwaltet (Quelle: FAZ vom 
08.10.2015). 

Im Erhebungszeitraum von drei 
Jahren sind die Kapazitätsgrenzen 
der Erstaufnahmeeinrichtung (HEAE) 

Fortsetzung von Seite 1

1 FR-online Rhein-Main
2 Erlass LPP v. 10.08.2015
3 Wiesbadener Kurier v. 18.08.2015, S. 5
4  Hessisches Ministerium für Soziales und 

Integration / FAZ net
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um das zwanzigfache angestiegen. 
Nicht auszudenken, so hört man im 
Kreise der Polizeibeamten, die dort 
die mobile Wache „rund um die Uhr“ 
besetzen, was geschieht, wenn der 
Winter kommt und alle Zelte dann 
voll belegt sind!  

Gemeint sind damit die immer häu-
figer auftretenden körperlichen Aus-
einandersetzungen einzelner Ethni-
en. Unlängst kam es auch in Friedlos 
(Landesgrenze Niedersachsen zu 
Hessen) zu einer Massenschlägerei in 
einer niedersächsischen Flüchtlings-
unterkunft. Starke hessische Kräfte 
unterstützen dabei die Polizei in Nie-
dersachsen bei der Bewältigung der 
Lage!  

Um eines klar an dieser Stelle zu 
sagen: die Bewältigung der weltwei-
ten Flüchtlingsbewegung ist selbst-
verständlich eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. 

Hier müssen (trotz des auch in die-
ser Angelegenheit hinderlichen Fö-
deralismus) der Bund und die Bun-
desländer eng verzahnt 
zusammenarbeiten, um einerseits der 
Problematik „Herr zu werden“ und 
um andererseits denjenigen, die auf 
Grund von Kriegen oder Vertreibung 
in und aus ihren Herkunftsländern  in 
Deutschland Asyl suchen zu helfen. 

Nach einem rechtsstaatlichen 
Asylverfahren muss ein solches ge-
währt oder abgelehnt werden. 

Dafür und für die Bereitstellung der 
erforderlichen personellen und sach-
lichen Ressourcen kann und darf es 
nicht sein, dass die Schuldenbremse 
Taktgeber „der mittlerweile zum Zer-
reißen angespannten Personaldecke“ 
in der Landesverwaltung ist!

 5„Sie kommen aus Syrien, dem 
Irak, Afghanistan, Eritrea oder Soma-
lia. Politisch verfolgt, vertrieben, dem 
Bürgerkrieg entflohen oder einfach 
auf der Suche nach einem besseren 
Leben: Die Zahl der Flüchtlinge ist 
nach Angaben der Vereinten Natio-
nen weltweit erstmals nach dem 2. 
Weltkrieg auf über 60 Millionen ge-
stiegen. Das UN-Flüchtlingshilfswerk 
unterscheidet dabei zwischen Flücht-
lingen, Asylbewerbern und Binnen-
vertriebenen. Die meisten Flüchtlinge 
sind Binnenvertriebene. So suchen 
zum Beispiel von den mehr als neun 
Millionen geflohenen Syrern mehr als 
zwei Drittel Schutz im eigenen Land, 
die übrigen meist in den Nachbarlän-
dern Jordanien, Libanon oder der 
Türkei. Ein Viertel der Flüchtlinge 
weltweit haben ihr Herkunftsland 

verlassen, auf der Suche nach einer 
neuen Bleibe. Nur ein kleiner Teil 
dieser Flüchtlinge kommt - meist ille-
gal - überhaupt in Europa an. 2014 
waren es 625.000 registrierte Asylbe-
werber in der EU. Doch hier stehen 
sie oft vor verschlossenen Türen. An 
den Außengrenzen spielen sich jeden 
Tag dramatische Szenen ab. Der 
Druck auf die EU wächst, die gemein-
same Strategie zu überdenken. Dafür 
gilt es, gesellschaftliche, finanzielle 
und politische Hürden zu überwin-
den. Jetzt will die EU-Kommission 
über eine Quotenregelung Flüchtlin-

ge gerechter auf alle EU-Staaten ver-
teilen“.

Leider konstatieren wir in der Pres-
se, dass Bund und die Länder nicht 
gerade hinter verschlossenen Türen 
um die Beste Lösung in dieser Ange-
legenheit ringen. 

Gegenseitige Schuldzuweisungen 
aus den Ländern am Bund und umge-
kehrt bringen nichts – kosten Kraft 
und schüren auch unterschwellig die 
Panikmache der „rechten Gesin-
nungsgenossen“ im Zusammenhang 
mit der stetig ansteigenden Zahl der 
Flüchtlinge!

Personalprobleme in der Landes-
verwaltung: Polizei, Justiz und Ver-
waltungen  schlagen Alarm!

Wie bereits eingangs erwähnt hat 
die zuständige hessische Landesver-
waltung auch bei der Bewältigung 
der Flüchtlingsproblematik ein Perso-
nalproblem! Der Einhaltung der 
Schuldenbremse verantwortet, wer-
den im Lauf dieser Legislaturperiode 
landesweit 1900 Stellen abgebaut. 
Die Hauptlast des Stellenabbaus tra-
gen ausgerechnet auch die Regie-
rungspräsidien, die originär bei der 
Bewältigung des Flüchtlingsproblems 
gefordert sind!

Dieser immense Stellenabbau und 
die gleichzeitigen Herausforderun-
gen bei der Bewältigung der Flücht-

lingsproblematik passen nicht zusam-
men! 

Gleichzeitig konstatieren die Lan-
desbeamtinnen und –beamten die 
Nicht –Übertragung des Tarifab-
schlusses als besondere Wertschät-
zung ihrer Arbeit! 

Motivation fällt schwer, ist sich die-
se Landesregierung der Priorität der 
Innenpolitik eigentlich bewusst?

Zuständig für die Abarbeitung der 
Asylverfahren sind die hessischen 
Verwaltungsgerichte. Davon gibt es 
fünf in Hessen. Nach uns vorliegen-
den Informationen gibt es gerade ein-
mal zwanzig Richterinnen und Rich-
ter bei den Verwaltungsgerichten in 
Hessen. 

Ein Teil dieser Richter muss sich 
mit den Anträgen der abgelehnten 
Asylbewerber befassen, die den 
Rechtsweg zu Gericht suchen.

Gesicherten Informationen nach, 
sehen sich die Verwaltungsrichter ei-
ner Flut von Anträgen gegenüber, die 
sie ohne eine personelle Verstärkung 
nicht bewältigen können! 

Es rächt sich auch hier der unver-
antwortliche Personalabbau im Be-
reich der Justiz! 

Mittlerweile sind auf der hessi-
schen Landkarte immer mehr Auf-
nahmelager abgebildet. Damit soll 
die in Gießen überfüllte HEAE und 
ihre Außenstellen entlastet werden. 

Das wiederum führt die Polizei-
dienststellen in den Zuständigkeits-
bereichen an ihre personellen Gren-
zen! 

 6„Mit der Folge, dass alle Beschäf-
tigten aus dem Bereich der Wachpoli-
zei mit Erlass vom 31.07.2015 ersucht 
wurden, personelle Unterstützung 
der Dienststellen im Rahmen der Be-
treuung der Hessischen Erstaufnah-
meeinrichtungen (HEAE) und deren 
Außenstellen zu leisten“. Dies sollte 
durch die eigenständige Vorplanung 
der Flächenpräsidien für die in deren 
Zuständigkeitsbereichen liegenden 
Einrichtungen gelingen. Die Frage 
stellt sich allerdings auch hier: wie 
lange sollen die Kolleginnen und Kol-
legen abgeordnet werden und wer 
schließt die personellen Lücken, die 
durch die Abordnungen entstehen? 
Heute wissen wir, dass es erst gar 
nicht zu diesen Abordnungen gekom-
men ist, weil kein ordnungsgemäßes 

5 www.lpb-bw.de
6 Erlass LPP 32 v. 31.07.2015
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Aufgrund der aktuellen 
Ratspräsidentschaft fanden 
rund um den 3. Oktober die 
Feierlichkeiten zum 25. Jah-
restag der Deutschen Einheit 
in Frankfurt am Main statt. 
Und was den Bürgerinnen 
und Bürgern im Stadtgebiet 
geboten wurde, konnte sich 
wirklich sehen lassen. Diese 
Lage, anzunehmende Gegen-
veranstaltungen sowie mögli-
che Störaktionen führten ein-
mal mehr zu einem 
Großaufgebot der Polizei in 
der hessischen Wirtschafts-
metropole, und somit zu einer 
großen Belastung der einge-
setzten Kollegen.

Es wirkt schon fast wie eine Selbst-
verständlichkeit, dass sich aus Anlass 
von polizeilichen Großlagen dankens-
werterweise freiwillige Helferinnen 
und Helfer von der GdP und der Per-
sonalräte finden, um die eingesetzten 
Kolleginnen und Kollegen zu betreuen 
sowie zu intervenieren, wenn etwas – 
insbesondere im sozialen Bereich wie 
Verpflegung, sanitäre Einrichtungen 
und dergleichen – nicht so funktio-
niert, wie es eigentlich sein sollte.

GdP ERNEUt mIt EINSAtzBEtREUUNG vOR ORt

So waren Vertreter der Polizeiperso-
nalräte und Mitglieder – teils Pensio-
näre – der GdP-Bezirksgruppen Frank- 
furt, Südost- und Südhessen sowie der 
Bundespolizei am 2. und 3. Oktober im 
unermüdlichen Einsatz und standen 
für die eingesetzten Kolleginnen und 
Kollegen permanent als Ansprech-
partner zur Verfügung. Verteiltes Eis, 
Schaumküsse und Gummibärchen so-
wie frischer Kaffee und Espresso wur-
den von den Beamtinnen und Beam-

ten aus dem gesamten 
Bundesgebiet am Verpfle-
gungsstandpunkt Messe 
dankbar angenommen. 
Ebenso erfolgreich waren 
die mobilen Trupps, die die 
Leckereien auch direkt in 
den Einsatzräumen „an den 
Mann/die Frau brachten“.

Karin Schäfer von der Be-
zirksgruppe begrüßte bei 
der GdP-Motorradtour un-
ter dem Motto „25 Jahre 
Deutsche Einheit – 25 Jahre 
Zusammenarbeit der Polizei 
in Ost- und Westdeutsch-
land“ außerdem Innenmi-
nister Peter Beuth sowie 
den stellvertretenden Bun-

desvorsitzenden der GdP, Dietmar 
Schilff. Insgesamt waren 70 Biker aus 
allen Teilen des Landes angereist. Nä-
heres siehe Artikel dazu im Bundes-
teil.

Der Dank der Organisatoren gilt 
den zahlreichen Freiwilligen, die ihre 
Freizeit dem Dienst an den im Einsatz 
befindlichen Kolleginnen und Kolle-
gen opferten.

Bernhard Huder,
BZG Südosthessen

Beteiligungsverfahren eingeleitet 
wurde!

Letztlich und mit Blick auf den lan-
desweiten Stellenabbau gerichtet, es 
soll an dieser Stelle klar gesagt wer-
den, dass die hessischen Regierungs-
präsidien die Hauptlast der abzubau-
enden 1800 Stellen tragen, die bis 
2019 abgebaut werden, führt dies 
dazu, dass die Ressortministerien frei-
willige Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zur Dienstverrichtung nach 
Gießen in das dortige RP unterstüt-
zend bereits entsendet haben.

Auch die Bereitschaftspolizei wur-
de bereits ersucht, eine Einsatzein-
heit am Standort Wiesbaden (Mudra) 
bis zum 1. Februar 2016 nach Lich zu 
verlagern. 

Damit einhergehend und vor dem 
Hintergrund der bereits seit Jahren 
ausgedünnten Personalressource Be-
reitschaftspolizei, die immer wieder 
auf Grund von Programmen und für 

die Bewältigung neuer Kriminali-
tätsphänomene personell beschnitten 
wurde, ist die ursprünglich  begrün-
dete Einsatzeinheit am Standort 
Wiesbaden, die auch durch das in 
Wiesbaden etablierte Headquarter 
der US – Armee unterstützen sollte, 
bereits Anfang 2016 Geschichte. 

Inwieweit sich genügend freiwilli-
ge Kolleginnen und Kollegen finden 
werden, die in der Einsatzeinheit 
dann die notwendigen Funktionsstel-
len besetzen sollen, bleibt indes auch 
abzuwarten.

Nachwuchsgewinnung 
Die Fehlstellenproblematik mit al-

len Facetten ist das größte Problem, 
das die hessische Landesverwaltung 
und damit auch die Polizei hat. Perso-
nalvertretungen und die GdP haben 
seit Jahren auf die Folgen eines sorg-
losen Umgangs mit dem demografi-
schen Wandel hingewiesen. Nun-
mehr hat es sich im Bereich der 
Nachwuchsgewinnung bestätigt: so 
hoch wie in diesem Jahr war die An-

zahl derer, die das begonnene Studi-
um nicht bestehen oder gar freiwillig 
abbrechen noch nie! Mit der Folge, 
dass eine hundertprozentige Perso-
nalzuweisung zu den Versetzungster-
minen erstmals nicht gelungen ist. 
Aber was haben die Kolleginnen und 
Kollegen im Streifenwagen, in den 
Ermittlungsgruppen, in den Kommis-
sariaten oder anderswo davon? Ein 
deutliches „Mehr“ an Vorgangsdich-
te und damit einhergehend an physi-
scher und psychischer Belastung! 

Die zwischen den Diensten drin-
gend notwendigen Erholungsphasen 
geraten angesichts des immer wieder 
benötigten Personals zur Farce. Die 
damit einhergehenden Entwicklun-
gen liegen auf der Hand: nach einer 
stetigen Dauerbelastung folgen 
Krankheit und damit wieder ein Perso-
nalausfall, der kompensiert werden 
muss. 

Und dies kann dauerhaft nicht auf 
den Rücken derer erfolgen, die „den 
Karren“ noch ziehen!  Jens Mohrherr

Fortsetzung von Seite 3

tag der Deutschen Einheit: Großlage in Frankfurt
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             HERzLIcH wILLkOmmEN IN DER GdP HESSEN!

An den vier Einstellungsstandorten 
Wiesbaden, Mühlheim, Gießen und 
Kassel konnten wir von der GdP Hes-
sen Euch, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, herzlich begrüßen. Ihr habt Eu-
ren Dienst bei der hessischen Polizei 
zum 1. September angetreten und seit 
nun seit einigen Wochen im Dienst 
und sicher schon fleißig am Studieren.

An allen vier Standorten konnten 
wir das bewährte Konzept der letzten 
Jahre mit dem neuen Film und kom-
petenten Teams bei der Vorstellung 
der GdP und vielen Helfern im Nach-
klang der Betreuung an  den Ständen 
der GdP umsetzen.

Wir konnten Euch liebe Kollegin-
nen und Kollegen, an unseren Stän-
den mit dem Fachhandbuch (in Kas-
sel mit dem Geld für das Handbuch), 
als neue Mitglieder in der GdP begrü-
ßen. Zudem habt ihr die GdP-Einsatz-
tasche als Willkommensgeschenk be-
kommen.

Berufsvertretungsstunde mit  
tollem Erfolg für die GdP

In zahlreichen Gesprächen konnten 
wir Euch von der Wichtigkeit und 
Notwendigkeit überzeugen, der 
stärksten Polizeigewerkschaft in 

Deutschland und 
Hessen gleich zu 
Beginn beizutre-
ten. Nur eine star-
ke Gewerkschaft 
kann sich schlag-
kräftig für die In-
teressen der Poli-
zei einsetzen. 

Seit aber nicht 
nur „Konsumen-
ten“ unserer Ge-
werkschaftsarbeit, 
sondern macht 
gleich von Beginn 
an aktiv mit. Euer 
Ansprechpartner 

ist die Junge Gruppe Hessen und die 
örtlichen Bezirksgruppenvorsitzen-
den. Schaut auf der Homepage der 
GdP Hessen nach, dort könnt Ihr uns 
erreichen. Auch findet Ihr hier immer 
aktuelle gewerkschaftliche Themen 
und die Kooperationspartner der GdP. 
Die Neuigkeiten könnt ihr Euch auch 
bequem als Newsletter abonnieren, 
oder die GdP-App kostenfrei runter 
laden.

Die GdP Hessen konnte euch zu 
diesem Einstellungstermin mit bis zu 
95% an den verschiedenen Standor-
ten für die GdP überzeugen.

Lasst uns gemeinsam in der „grü-
nen Familie“ in dieser politisch 
schweren Zeit für unsere Rechte und 
Belange kämpfen.

Wir brauchen euch! Alle!
Stefan Rüppel

Reger Andrang am Stand in kassel

Unsere teams in kassel ...

... Gießen ... ... und mühlheim.
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Vom 30. 8. 2015 bis 6. 9. 2015 fand 
in Szeged an der Weltmeisterschafts-
ruderstrecke die 28. Europameister-
schaft der EPFC (European Police 
Fishing Company) statt.

An dieser Europameisterschaft der 
EPFC nahmen sieben Nationen (Un-
garn, England, Irland, Nie-
derlande, Belgien, Italien und 
Deutschland) mit mehreren 
Mannschaften teil. Frank-
reich und Österreich sagten 
Ihre Teilnahme leider ab.

Die PSVD (Polizei-Sport-
fischer-Vereinigung-Deutsch-
land 2002 e.V.) fuhr mit 20 
Teilnehmern nach Szeged.

Hierbei wurde ein Natio-
nalteam, bestehend aus fünf 
Anglern, gestellt.

Des Weiteren stellten wir 
in der freien Wertung (Regio-
nal) noch 3 Teams á 5 Ang-
lern.

Die PSVD ist ein Kopfver-
band des DAFV und stellt 
eine Nationalmannschaft zu 
dieser Veranstaltung.

Wir reisten alle am Sams-
tag, dem 29. 8. 2015, an und 
wurden vor Ort im Hotel vom Veran-
stalter Herrn Laszlo Tomkovics mit ei-
nem selber gebrannten Palinka be-
grüßt.

Am nächsten Sonntagmorgen schau-
ten wir bei einem ungarischen Natio-
nalwettkampf zu, um erste Informatio-
nen über das Gewässer und die 
Angeltechnik zu erlangen.

Von Montag bis Donnerstag konn-
ten wir dann bei traumhaftem Wetter 
an der Strecke trainieren. Hier wurde 
schnell klar, dass wir es mit kampf-

Deutsche Polizeiangler bei der Europameis-
terschaft der Polizei in Szeged (Ungarn)

starken Karpfen und Karauschen zu 
tun bekommen.

Am Mittwoch wurde dann vom 
Veranstalter ein Barbeque-Abend mit 
allen Nationen veranstaltet.

Hier konnten wir uns mit den Kol-
legen der anderen Nationen austau-

schen. Verständigt wurde sich über-
wiegend in Englisch und mit Händen 
und Füßen.

Da wir schon mehrere Jahre an die-
ser Veranstaltung teilnehmen, konn-
ten alte Freundschaften wieder auf-
gefrischt werden und es wurde das 
ein oder andere ungarische Bierchen 
und Gläschen Palinka vernichtet.

Am Donnerstagabend fand dann 
das Losen der Plätze für die beiden 
Wettkampftage statt.

Gefischt wird nach den Regeln der 
EPFC, die vorschreiben, dass am ers-
ten Tag nur mit einer unberingten 
Rute und am zweiten Tag nur mit ei-
ner Rollenrute gefischt werden darf.

An beiden Tagen wurde sehr gut 
Fisch gefangen. Die deutschen Teams 
hielten sich sehr gut immer unter den 
ersten sechs Mannschaften.

Am Samstag fand dann der letzte 
Wettkampftag statt.

Das deutsche Nationalteam konnte 
den 3. Platz hinter dem Europameis-
ter Ungarn und England erreichen.

Das deutsche Team III konnte in der 
Regionalwertung den 2. Platz erreichen.

Einige der deutschen Teilnehmer 
erreichten auch eine Platzierung un-
ter den ersten 50 Einzelanglern, was 
durch eine tolle Ehrengabe honoriert 
wurde.

Den Abschluss bildete der gemeinsa-
me Galaabend im Hotel, bei dem  auch 

die Siegerehrung durchge-
führt wurde.

An diesem Galaabend 
wurden auch Gastgeschen-
ke an den Ausrichter über-
geben.

Hier konnten durch den 
ersten Vorsitzenden der 
PSVD, Christian Spangen-
berg, von der GdP Main-
Kinzig gestiftete Teddybä-
ren und Tassen überreicht 
werden.  Zusätzlich wurde 
Herrn Tomkovics im Na-
men der PSVD eine Ge-
denktafel geschenkt.

Die beiden GdP-Teddy-
bären gingen an zwei un-
garische Kollegen, die vor 
Kurzem erst Eltern gewor-
den waren. Die beiden 
Kinder haben sich sehr 
über die Bären gefreut. 

Hierzu ist noch anzufügen, dass ein 
ungarischer Kollege umgerechnet ca. 
700 € im Monat verdient! Die Kosten 
sind aber schon der EU angeglichen. 
Ungarn ist Mitglied der EU, aber 
nicht Mitglied in der Währungsunion.

Die Europameisterschaft der Poli-
zeien findet jedes Jahr immer im 
Wechsel in einem der Mitgliedslän-
der statt. Nächstes Jahr sind wir in 
Italien in der Nähe von Verona am 
Gardasee.

Diese Veranstaltung dient auch der 
Verständigung der Polizeibeamten 
über die Grenzen Deutschlands hin-
aus. Es werden bei dieser Veranstal-
tung viele Freundschaften geknüpft 
und auch rege gepflegt.

Interessierte Kollegen können sich 
unter www.PSVD.de erste Informatio-
nen holen. Gerne stehe ich auch für 
Fragen zur Verfügung. Für Informati-
onen zur EPFC kann die Homepage 
unter www.Policematchfishing.com 
eingesehen werden.

Christian Spangenberg,  
PASt. LangenselboldDer GdP-teddy sorgte für Freude.

Das deutsche Nationalteam: Harald Seifert (Saarland), michael kreuz 
(Rheinland-Pfalz), Andreas Arendt (Berlin), Ludwig Fröschl (Bayern) 
und christian Spangenberg (Hessen).
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In Wirklichkeit ist es noch viel 
schlimmer um die hessische Polizei 
bestellt.

Mittlerweile zum Büttel und Be-
fehlsempfänger degradiert, sind wir 
zum Spielball und Prügelknaben 
der politischen Parteien geworden.

Dass die Parteien Die Linken und 
Die Grünen der Exekutive insge-
samt nicht wohlgesonnen sind, ist, 
nicht zuletzt nach den Bekenntnis-
sen anlässlich der EZB-Eröffnung, 
hinreichend bekannt.

Dass die Partei CDU jetzt aber ge-
zielt die Polizei und Justiz de facto 
handlungsunfähig durch ihre Perso-
nalpolitik und Abkopplung der Ta-
riferhöhungen macht, ist nicht nach-
vollziehbar.

Manch ehemaliger Ministerpräsi-
dent der CDU würde sich im Grabe 
umdrehen.

Diese Regierungskoalition (eine 
Partei, die an der Macht bleiben, 
und eine Partei, die an die Macht 
kommen will) verdient nicht die Lo-
yalität, die wir ihr entgegenbringen 
müssen.

Um Politiker zu sein, benötigt 
Mann/Frau keine Qualifikation oder 
Leistungsnachweis.

Gesunder Menschenverstand und 
Fingerspitzengefühl sind nicht vor-
handen.

So lassen sich zwar manch zwei-
felhafte politische Entscheidungen 
erklären, aber nicht, dass die Lan-
desbeamten insgesamt vorgeführt 
werden.

An den Landesbeamten wird will-
kürlich gespart, obwohl diese das 
„Land Hessen“ am Leben erhalten 
und zu dem gemacht haben, wie es 
ist.

Als Dank dafür wurden wir an 
dem Wohlstand nicht beteiligt und 
sind zum „Sparopfer“ geworden.

Wenn jetzt der Finanzminister 
großspurig erklärt, dass Mehrausga-
ben von über 300 Millionen Euro 
aufgrund der Flüchtlingssituation 
das geplante Sparziel für 2015 nicht 
gefährdet, so frage ich mich, warum 
eine verdiente Gehaltserhöhung im 
Umfang von 120 Millionen für die 
Landesbeamten vor einem halben 
Jahr als absolut nicht vertretbar ge-
golten hat und immer noch gilt.

meinung zum Leserbrief des kollegen 
von Rebenstock, PP SOH

Kritik aus den Reihen der Polizei 
gilt bei manchem Regierungspoliti-
ker als „Majestätsbeleidigung“ und 
es wird  mit Maßnahmen nach dem 
Beamtenrecht gedroht.

Es ist viel einfacher, als „Grüß-
August“ bei einer Veranstaltung 
oder Eröffnung eines neuen Polizei-
reviers aufzutreten, Hände zu schüt-
teln und eine wichtige Rede zu hal-
ten.

Dies kostet nichts und macht ei-
nen guten Eindruck.

Ach ja, außerdem stehen da noch 
junge Beamte und ausreichend Füh-
rungskräfte, die alle gut gestylt  lä-
chelnd in die Kamera blicken.

In diesem Zusammenhang möch-
te ich die Behördenleiter und Füh-
rungskräfte des höheren Dienstes 
erwähnen, die vor geraumer Zeit 
pressewirksam geschlossen und 
gleichzeitig aus der GdP ausgetre-
ten  sind.

Damit wurde signalisiert, dass in-
nerhalb der GdP nur noch Beamte 
niederen Ranges vorhanden sind 
und eine Polizeigewerkschaft keine 
Legitimation mehr hat.

Dieser geleistete Bärendienst hat 
dazu geführt, dass die Polizei wie 
ein Tanzbär am Nasenring von je-
dermann vorgeführt wird.

Der Dienstherr hat mittlerweile 
die Fürsorgepflicht eingestellt und 
soziale Aspekte werden in der Rea-
lität nicht umgesetzt.

Die Personalräte wurden lahmge-
legt und dürfen nur noch an dem 
Tisch sitzen, weil es gesetzlich so 
geregelt ist. 

Wirkliche Mitsprache bei den 
wichtigen Entscheidungsprozessen 
gibt es nicht.

Ich könnte noch viel mehr schrei-
ben über den tatsächlich Zustand in-
nerhalb der Polizei, insbesondere 
der „Führungskräfte“, die verstärkt 
über 50-jährige Mitarbeiter zum 
Amtsarzt schicken, weil diese in ei-
nem bestimmten Zeitraum mehr als 
42 Tage krank waren oder z. B. unter 
Altersdiabetes leiden.

Mir drängt sich der Verdacht auf, 
dass dies in Zukunft systematisch 
betrieben wird, um Mitarbeiter, die 
bevorzugt zwischen dem 55. und 59. 
Lebensjahr sind, zwangsweise früh-

zeitig in den Ruhestand zu verset-
zen.

Jeder kann sich ausrechnen, wie-
viel ihm an Pension dann fehlt und 
welch große Summe der Dienstherr 
insgesamt sparen könnte (inklusive 
der Einsparung der Einmalzahlung 
von 4000 E bei Erreichen der Pensi-
onsgrenze).

Aber ich habe keine Lust.
Ich könnte kotzen, und zwar den 

ganzen Tag.
Kurt Britz,

PP SOH

Leserbriefe bitte an GdPHessen@ 
t-online.de senden.

Anonyme Zuschriften werden 
nicht berücksichtigt. Leserbriefe ge-
ben nur die Meinung des Einsen-
ders wieder. Die Redaktion behält 
sich bei Zuschriften die Auswahl 
und das Recht der sinnwahrenden 
Kürzung vor.   Die Red.
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vorn: Lothar Baldszuhn (Fotograf). 1. Reihe von links: Rudolf Bäuml, Helmut Linge, werner 
Fleischer, Gerd maase, michael mönch, Peter Ruckdeschl; 3. Reihe von links: Rolf Gromoll, 
ilfried Assmann, Eberhard Regber, Jürgen Deichmann, Gerhard, (Jim) Hofmann, walter wolf; 
Letzte Reihe von links: Rolf-Dieter (JO) Henn, Hans-Jürgen Gliemroth, winfried möller, Ulrich 
Speich, klaus Brand, Arno Becker, Harald Becker. 

Am Dienstag, 15. 9., und Mittwoch, 
16. 9. 2015, trafen sich die ehemaligen 
Anwärterkollegen und deren Ausbil-
der des Polizeianwärterlehrgangs 
54 b zu ihrem 50-jährigen Dienstjubi-
läum in der IV. Abteilung der Hessi-
schen Bereitschaftspolizei in Kassel.

Die sich inzwischen alle im ver-
dienten Ruhestand befindlichen 
Männer, die am 1. 10. 1965 bei der 
II. Abteilung der HBP bei der 6. 
Hundertschaft in Kassel in der 
Friedrich-Ebert-Str. ihre Polizeiaus-
bildung begannen, hatten dazu 
auch ihre Ausbilder Arno Becker, 
Gerhard (Jim) Hoffmann, Rolf Dieter 
(Jo) Henn, Michael Mönch und Ger-
hard Dworog eingeladen.

Begrüßt wurden die Kollegen von 
der Abteilungsleiterin, der Kriminal-
oberrätin Beate Theis und Polizei-
hauptkommissar Ralf Engel.

Nach kurzen Erläuterungen der 
neuen Ausbildungsstrukturen und 
den laufenden und beabsichtigten 
Baumaßnahmen in der IV. Abteilung 

 50-jähriges Dienstjubiläum des Polizei-
anwärterlehrganges 54 b (PAL 54 b)  

folgte ein Rundgang auf dem Gelän-
de.

Ulrich Speich, der gemeinsam mit 
Werner Fleischer, Helmut Linge und 
Jürgen Deichmann das Treffen vorberei-
tet bzw. organisiert hatte, führte mit ei-
ner Power-Point-Präsentation Bilder der 
zahlreichen, d. h. insgesamt 16 regelmä-
ßigen Treffen an verschiedenen Orten in 
ganz Hessen vor. Bei den jeweiligen 
Treffen wird in einer Schweigeminute 
an die zwischenzeitlich insgesamt sechs 
verstorbenen Kollegen gedacht.

Winfried Möller ging anschließend 
auf einige Besonderheiten und Episo-
den während der Grundausbildung ein.

Nach dem gemeinsamen Mittages-
sen in der Gaststätte Knallhütte klang 
der erste Tag in gemütlicher Runde 
im Hotel Papen Änne mit vielen Erin-
nerungen und Gesprächen aus. 

Am zweiten Tag stand der Besuch 
des Weltkulturerbes Herkules mit 
den Wasserspielen am Nachmittag 
auf dem Programm.

Nach dem Abstieg entlang der Kas-
kaden ging man froh und zufrieden 
über die zurückliegenden schönen 
und erlebnisreichen Stunden wieder 
auseinander mit dem festen Ent-
schluss, diese Treffen ab sofort jährlich 
zu wiederholen.

Winfried Möller

termine
18. 11. 2015, Preisskat Kreisgruppe 

Mudra
8. 12. 2015, 3. Hess. GdP-Meister-

schaft im Tischtennis, Fulda

JUBILAR &  
StERBEFALL

Lothar Glebe
Kreisgruppe HBP Kassel

Es starb:

Wir werden dem Verstorbenen 
ein ehrendes Andenken 

 bewahren!

40-jähriges  
Gewerkschaftsjubiläum:

Alexander Geisel
Kreisgruppe Limburg-Weilburg


